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Vorwürfe gegen Ferda Ataman:
Persönliche Abmahnungen gegen ‚Nius‘

Ferda Ataman beauftragte Abmahnungen gegen das
Nachrichtenportal „Nius“. Aufsehen nach juristischen

Verfahren gegen Journalisten.

Der Fall, in dem das Nachrichtenportal „Nius“ unter der Führung
von Julian Reichelt auf juristische Auseinandersetzungen trifft,
wirft Fragen zur Rolle der Antidiskriminierungsstelle und dem
Umgang mit Medien auf. Dabei handelt es sich um zwei
spezifische Abmahnungen, die von Ferda Ataman, der
Unabhängigen Bundesbeauftragten für Antidiskriminierung,
persönlich angeordnet wurden. Diese Entwicklung führt zu einer
intensiven Debatte über die Freiheit der Presse und mögliche
politische Eingriffe. 

Juristische Auseinandersetzungen um
Pressefreiheit

Die Abmahnungen gegen „Nius“ stehen im Kontext einer



breiteren Diskussion über den Umgang der Regierung mit
kritischen Medien. Nach Angaben von Joachim Steinhöfel, der
rechtliche Schritte für die Muttergesellschaft des Portals
eingeleitet hat, hat die Antidiskriminierungsstelle nicht auf
ähnliche Anfragen reagiert. „Wir sind überzeugt, dass ein
gesetzlicher Anspruch auf die Herausgabe dieser Informationen
besteht“, so Steinhöfel zu WELT. 

Persönliches Eingreifen von Ferda Ataman

Die gerichtlichen Unterlagen belegen, dass Ataman aktiv in die
Abmahnungen involviert war und somit direkt an der
Einschränkung von Aussagen aus einem Artikel und einem
Kommentar des Portals mitwirkte. In einem neunseitigen
Schreiben einer beauftragten Anwaltskanzlei wird explizit
erwähnt, dass der Auftrag zu den Abmahnungen von Ataman
selbst kam. Dies unterstreicht die politische Dimension, die mit
den rechtlichen Schritten gegen Medien verbunden ist.

Öffentliches Interesse und gesellschaftliche
Auswirkungen

Die Auseinandersetzung betrifft nicht nur das einzelne Portal,
sondern berührt die Öffentlichkeit und deren Wahrnehmung
gegenüber Gender-Themen und Diskriminierung. So sorgte ein
Artikel über eine Transperson, die in ein Frauensportstudio
wollte und abgelehnt wurde, für besondere Aufmerksamkeit. Die
rechtlichen Schritte der Antidiskriminierungsstelle sollten dazu
beitragen, die Darstellung in den Medien zu beeinflussen, was
jedoch vom Berliner Land- und Kammergericht zurückgewiesen
wurde.

Wachsende Bedenken über Medienkontrolle

Diese Situation wirft grundlegende Fragen über die Balance
zwischen dem Schutz vor Diskriminierung und der Pressefreiheit
auf. Beantragen weitere journalistische Medienschaffende



Auskunft über ähnliche Abmahnungen, könnte dies darauf
hindeuten, dass die Regierung möglicherweise gezielt gegen
kritische Berichterstattung vorgeht. „Wir haben Kenntnis
erlangt, dass von offizieller Stelle nur zwei gerichtliche
Verfahren gegen Journalisten eingeleitet wurden, beide gegen
meinen Mandanten“, erklärt Steinhöfel weiter.

Fazit: Eine kritische Zeit für die
Medienlandschaft

In Anbetracht dieser Entwicklungen wird deutlich, dass das
Spannungsfeld zwischen Antidiskriminierung und der Freiheit
der Presse zunehmend umkämpft ist. Die Rolle von Ferda
Ataman und die Entstehung von Abmahnungen könnten als
Präzedenzfall für zukünftige Konflikte im Bereich Medien und
Politik dienen. Die Relevanz dieser Themen für die
gesellschaftliche Diskussion kann nicht unterschätzt werden und
stellt sicher, dass wir in einer kritischen Zeit für die
Medienlandschaft leben.
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